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Vielen Dank für Ihre Mitarbeit.

Ansprechperson für Rückfragen 
(freiwillige Angabe)

Name:

Telefon oder E-Mail:

Personalstandstatistik der öffentlichen  

Einrichtungen und Unternehmen in  

privater Rechtsform am 30. Juni 2022

PSU

Bitte beachten Sie bei der Beantwor-
tung der Fragen die Erläuterungen zu 
1  bis 6  in der separaten Unterlage.FÜR IHRE UNTERLAGEN

FÜR IHRE UNTERLAGEN

FÜR IHRE UNTERLAGEN

FÜR IHRE UNTERLAGEN
Telefon oder E-Mail:Telefon oder E-Mail:

Angaben zum Arbeitsort  

 Für jeden Arbeitsort ist ein Frage-
bogen auszufüllen. Es ist die Post-
leitzahl und der Gemeindename 
des Arbeitsortes anzugeben.

Postleitzahl  .............................................

Gemeindename  ....................................

Personal-Ist-Bestand am 30. Juni 2022  1

Arbeitnehmerinnen/Arbeitnehmer  2

Beschäftigungsverhältnis Insgesamt Männlich Weiblich Divers  3

Ohne Angabe 
(nach  

Geburtenregister)  

3

Vollzeitbeschäftigte  ....................  4

darunter: in Ausbildung  .................  5

 mit Zeitvertrag  ...............  6

Teilzeitbeschäftigte T1  ...............  4

darunter: in Ausbildung  .......................

 mit Zeitvertrag  .....................

Teilzeitbeschäftigte T2  ...............  4

darunter: mit Zeitvertrag  ....................

Beschäftigte insgesamt  
(ohne geringfügig  

 ...........................

Zusätzlich:

Geringfügig  

  ..................  4

Berichtsstellennummer
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Name und Anschrift

Bitte aktualisieren Sie Ihre Anschrift, falls erforderlich.

Bemerkungen
Zur Vermeidung von Rückfragen unsererseits können Sie  
hier auf besondere Ereignisse und Umstände hinweisen,  
die Einfluss auf Ihre Angaben haben.

Bitte zurücksenden an

Fehlanzeige

 Wenn Sie keine Angaben tätigen können, markie-
ren Sie bitte hier Fehlanzeige. Geben Sie in diesem 
Fall bitte im Bemerkungsfeld eine Begründung an.  

Die Berichtsstelle war am 30. Juni ohne  
eigenes Personal.  ................................................................

 Ende der Erhebung.
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Personalstandstatistik der öffentlichen 

Einrichtungen und Unternehmen in 

 privater Rechtsform am 30. Juni 2022 

PSU

Erläuterungen zum Fragebogen 

1  Personal-Ist-Bestand

  Zum Personal-Ist-Bestand zählen alle Beschäftigten, die 
zum 30. Juni 2022 in einem unmittelbaren Beschäftigungs-
verhältnis zu einer auskunftspflichtigen Einrichtung stehen 
und in der Regel Entgelt oder Vergütung aus Mitteln dieser 
Stelle beziehen. 

Hierzu gehören:
 – Dauerbeschäftigte, Beschäftigte in Ausbildung, mit 
 Zeitvertrag

 –
 – Beschäftigte, die an andere Einrichtungen und Unter-
nehmen ausgeliehen werden, sofern ein entgeltpflichtiger 
Arbeitsvertrag besteht

 – Arbeitnehmer, für die ein Arbeitgeber Leistungen zur Ein-
gliederung von Langzeitarbeitslosen nach § 16e SGB II 
oder zur Teilhabe am Arbeitsmarkt nach § 16i SGB II er-
hält, sofern diese in einem unmittelbaren Arbeitsver hältnis 
stehen

 – Beschäftigte, die Mutterschaftsgeld bzw. Mutterschutz-
lohn oder wegen längerer Arbeitsunfähigkeit Kranken-
geld erhalten, auch nach Ende des Krankengeldbezugs 
 (Aussteuerung)

 Nicht zum Personal-Ist-Bestand gehörende  

Beschäftigte

 – Geringfügig Beschäftigte mit Mehrfachbeschäftigungen 
sowie kurzfristige Beschäftigungsverhältnisse im Sinne 
der Sozialversicherung (§ 8 Absatz 1 Nummer 2 SGB IV)

 – Personen, die Arbeitsgelegenheiten nach § 16d SGB II 
wahrnehmen, da bei dieser öffentlichen Förderung der 
sogenannten „Ein-Euro-Jobs“ kein Arbeitsver hältnis vor-
liegt

 – Personen in einer Einstiegsqualifikation nach 
§ 54a SGB III; durch Abschluss eines Vertrages zur 
 Einstiegsqualifizierung wird weder ein Arbeits- noch 
ein Ausbildungsverhältnis begründet

 – ohne Bezüge beurlaubte Arbeitnehmer/Arbeitnehme-
rinnen, z. B. Inan spruchnahme von Elternzeit, Pflegezeit, 
Familienpflegezeit oder analoge Anwendung beamten-
rechtlicher Bestimmungen in Verbindung mit § 28 TVöD/
TV-L (Sonderurlaub unter Verzicht auf die Fortzahlung 
des Entgelts bei Vorliegen eines wichtigen Grundes)

 – Personen, die eine ehrenamtliche Tätigkeit ausüben
 – Leiharbeitnehmer/Leiharbeitnehmerinnen
 – Kräfte, die keinen Arbeitsvertrag mit der Einrichtung 
 ab geschlossen haben und von einem Mitarbeiter/  einer 
Mit arbeiterin der Einrichtung aus eigenen Mitteln 
 beschäftigt werden 

 – Beschäftigte in einem indirekten  Beschäftigungsverhält nis 
zur Einrichtung (z. B. Krankenschwestern, die nicht 
 auf grund eines Einzeldienstvertrages, sondern eines 

Kollek tivvertrages mit einem Mutterhaus beschäftigt 
 werden)

 – Beschäftigte mit Werkvertrag
 – nebenberuflich tätige Honorarkräfte
 – Beschäftigte mit ruhendem Arbeitsverhältnis wegen  
Erwerbsminderungsrente

 – Praktikanten/Praktikantinnen ohne Ausbildungsvertrag, 
wenn das Praktikum nicht verpflichtender Teil einer  
Ausbildung ist

2  Art des Beschäftigungsverhältnisses

  Arbeitnehmerinnen/Arbeitnehmer  
Als Arbeitnehmerinnen/Arbeitnehmer nachzuweisen sind 
in einem privatrechtlichen Arbeitsverhältnis stehende 
 Beschäftigte einschließlich Arbeitnehmerinnen/Arbeitneh-
mer in Ausbildung. 

  Hierzu gehören auch „Ohne Bezüge beurlaubte Beam-
tinnen/Beamte“, die innerhalb der Einrichtung als Arbeit-
nehmerinnen/Arbeitnehmer tätig sind (im Rahmen einer 
sogenannten „Insichbeurlaubung“).

  Es wird nicht mehr zwischen Angestellten und Arbeite-
rinnen/Arbeitern unterschieden. 

3  Geschlecht

  Bitte geben Sie das Geschlecht an, wie es im Geburten-
re gister erfasst ist. Wählen Sie die Antwortmöglichkeit 
 „Divers“ oder „Ohne Angabe“ bitte nur dann aus, wenn im 
Geburten register „Divers“ oder „Ohne Angabe“ eingetragen 
ist. „Ohne Angabe“ ist also keine Antwortoption, um in die-
ser Erhe bung keine Auskunft zum Geschlecht zu geben.

4  Umfang des Beschäftigungsverhältnisses 

 Vollzeitbeschäftigte

  Beschäftigte, deren regelmäßige Arbeitszeit die übliche 
 Wochenarbeitsstundenzahl beträgt.

 Teilzeitbeschäftigte

  Beschäftigte, deren regelmäßige Arbeitszeit weniger als die 
übliche volle Wochenarbeitszeit eines Vollzeitbeschäftigten 
beträgt.

Sie werden unterschieden in Teilzeitkräfte, die
 – mindestens mit der Hälfte (T1) bzw.
 – mit weniger als der Hälfte (T2) der

  regelmäßigen Wochenarbeitszeit eines Vollzeitbeschäf-
tigten tätig sind.
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Beschäftigte, die
 – stundenweise vergütet werden, sind entsprechend ihrer 
Stundenzahl analog zuzuordnen.

 – sich aufgrund gesetzlicher bzw. tarifvertraglicher Rege-
lungen in Altersteilzeit befinden, sind bei den Teilzeit-
beschäftigten T1 mit nachzuweisen (unabhängig vom 
Modell der Altersteilzeit, also einschließlich der in der 
 Freistellungsphase befindlichen).

beschäftigung nicht miteinzubeziehen; sie sind im Formular 
gesondert zu erfassen.

  Erfasst werden nur die geringfügigen Alleinbeschäftigungen 
im Sinne der Sozialversicherung (§  8 Absatz 1 Nummer 1 
SGB IV), wenn das Arbeitsentgelt aus dieser Beschäftigung 
regelmäßig im Monat 450 Euro nicht übersteigt.

 gesondert anzugeben.

5  Arbeitnehmerinnen/Arbeitnehmer in Ausbildung

  Für die Zuordnung ist das Vorliegen eines Ausbildungs-
verhältnisses nach dem Berufsbildungsgesetz (BBiG) 
für eine kaufmännische, technische oder gewerbliche 
Berufs ausbildung oder eines Ausbildungsverhältnisses für 
Pflege berufe maßgebend. Dieser Personenkreis erhält in 
der  Regel tarifvertraglich oder in Anlehnung an einen Tarif-
vertrag  geregelte Ausbildungsvergütungen/-entgelte.

  Bei der Ausbildung für Berufe der Sozial- und Erziehungs-
dienste sowie medizinische Hilfsberufe ist die praktische 
Ausbildung Voraussetzung bei der staatlichen  Anerkennung 
und somit Teil der Ausbildung. Beschäftigte, die diese 
 Ausbildung absolvieren, sind während der praktischen 
 Ausbildung als Personal in Ausbildung nachzuweisen 
 (Berufspraktikantinnen/Berufspraktikanten im Anerken-
nungsjahr, § 1 des TVPöD i. V. m. BBiG).

  Als Personal in Ausbildung sind auch wissenschaftliche 
Volontärinnen/Volontäre und Praktikantinnen/Praktikanten 
mit Ausbildungsvertrag nachzuweisen, wenn das Praktikum 
verpflichtender Teil einer Ausbildung ist.

Hier sind nicht gesondert nachzuweisen:
 – Personal in Fort- und Weiterbildungsmaßnahmen, z. B. 
Umschülerinnen/Umschüler oder Teilnehmerinnen/
Teilnehmer an einer Aufstiegsausbildung, sie sind den 
 Dauerkräften zuzurechnen

 – Beschäftigte, die sich nach einer abgeschlossenen Aus-
bildung weiterbilden wollen (z. B. Ärztinnen/Ärzte während 
der Facharztausbildung oder Doktorandinnen/Doktoran-
den bei wissenschaftlichen Einrichtungen)

 – Fachschul-, Fachoberschul-, Fachhochschul- und 
Hochschulpraktikantinnen/-praktikanten ohne Aus-
bildungs vertrag, die während der Semesterferien ein 
 Praktikum absolvieren

6  Arbeitnehmerinnen/Arbeitnehmer mit Zeitvertrag

  Arbeitnehmerinnen/Arbeitnehmer in einem Vertrags-
verhältnis auf Zeit: z. B. mit Aufgaben von begrenzter Dauer, 
Aushilfsper sonal, Saisonkräfte, Doktorandinnen/Doktoran-
den, Diplomandinnen/Diplomanden, Werkstudentinnen/ 
Werkstudenten sowie Arbeitnehmerinnen/Arbeitnehmer, 
für die ein Arbeitgeber Leistungen nach § 16e oder 
16i SGB II erhält, sofern diese in einem „unmittelbaren 
 Arbeitsverhältnis“ (kein kurzfristiges Arbeits verhältnis) 
 stehen.

  Beschäftigte in der Probezeit im Rahmen eines unbe-
fristeten Arbeitsverhältnisses sind hier nicht nachzu weisen; 
sie sind den Dauerkräften zuzurechnen.

  Ausbildungsverträge und Altersteilzeitverträge sind keine 
befristeten Beschäftigungsverhältnisse (keine Zeitverträge), 
da sie von Natur aus ein Ablaufdatum besitzen, nämlich das 
Erreichen des Ausbildungszieles bzw. das Erreichen der 
 Altersgrenze. 
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Personalstandstatistik der öffentlichen 

Einrichtungen und Unternehmen in 

 privater Rechtsform am 30. Juni 2022

PSU

1 

1 Den Wortlaut der nationalen Rechtsvorschriften in der jeweils geltenden Fassung finden Sie  
unter https://www.gesetze-im-internet.de/.

und nach 
2

https://eur-lex.europa.eu/.

Zweck, Art und Umfang der Erhebung

Die Personalstandstatistik wird jährlich zum Stichtag 30. Juni als Totaler-
hebung vom Statistischen Bundesamt und den Statistischen Ämtern der 
Länder durchgeführt. Mit dieser Erhebung werden Daten über die Strukturen 
des Personals der öffentlichen Arbeitgeber für den Bereich der öffentlichen 

 Ergebnisse der Personalstandstatistik für den öffentlichen Dienst zu einem 
Gesamtbild der Beschäftigungssituation der öffentlichen Arbeitgeber ergänzt.

Rechtsgrundlagen, Auskunftspflicht

Leitungen dieser Erhebungseinheiten oder der für die Zahlbarmachung der 
Bezüge zuständigen Stellen auskunftspflichtig.

ihre Meldungen auf elektronischem Weg an die statistischen Ämter zu über-

ten Online-Verfahren zu nutzen. Im begründeten Einzelfall kann eine zeitlich 
befristete Ausnahme von der Online-Meldung vereinbart werden. Dies ist auf 

bleibt jedoch weiterhin bestehen.

geld nach den Verwaltungsvollstreckungsgesetzen des Bundes und der 
 Länder angehalten werden. 

 –

 –
Form erteilt oder

 –
nutzt.

Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu fünftausend Euro 
geahndet werden.

die Aufforderung zur Auskunftserteilung keine aufschiebende Wirkung.

Die Grundlage für die Verarbeitung der von Ihnen freiwillig gemachten 

willigung in die Verarbeitung der freiwillig bereitgestellten Angaben jederzeit 



PSUSeite 2

Verantwortlicher

Verantwortlich für die Verarbeitung Ihrer Daten ist das für Ihr Bundesland 
zuständige statistische Amt (bei dezentral durch die Statistischen Ämter der 

Bundesamt (bei zentral durch das Statistische Bundesamt durchzuführenden 
https://www.statistikportal.de/

de/statistische-aemter.

Geheimhaltung

dürfen Einzelangaben übermittelt werden.

Eine solche Übermittlung von Einzelangaben ist insbesondere zulässig an:
 –
die mit der Durchführung einer Bundes- oder europäischen Statistik betraut 

 –

den für die Verwendung gegenüber den gesetzgebenden Körperschaften und 

Statistischen Bundesamt und den statistischen Ämtern der Länder Tabellen 

 statistischen Ämter der Länder für ausschließlich kommunalstatistische 
 Zwecke den für statistische Aufgaben zuständigen Stellen der Gemeinden 

keitsbereich Einzelangaben zu den Erhebungsmerkmalen übermitteln.

päischen Gemeinschaft beigefügten Protokolls über das Verfahren bei einem 

halten sind. Der Geheimhaltung unterliegende Angaben dürfen von Eurostat 
nicht an andere Stellen übermittelt oder veröffentlicht werden.

 – auf Ebene der Erhebungseinheit statistische Ergebnisse und verschiedene 

 – der Wirtschaftszweig nur bis auf Gruppenebene der Klassifikation der 

Einrichtungen mit der Aufgabe unabhängiger wissenschaftlicher Forschung für 
die Durchführung wissenschaftlicher Vorhaben 
1. 

Kosten und Arbeitskraft den Befragten oder Betroffenen zugeordnet 

2. innerhalb speziell abgesicherter Bereiche des Statistischen Bundesamtes 
und der statistischen Ämter der Länder Zugang zu Einzelangaben ohne 

wenn wirksame Vorkehrungen zur Wahrung der Geheimhaltung getroffen 
werden.
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erhalten.

Hilfsmerkmale, Ordnungsnummern, Löschung

nummern oder E-Mail-Adressen der für Rückfragen zur Verfügung stehenden 

Erhebung dienen. In den Datensätzen mit den Angaben zu den Erhebungs-

gelöscht. Angaben zu den Erhebungsmerkmalen werden solange verarbeitet 

erforderlich ist.

Erhebung einbezogenen Erhebungseinheiten sowie der rationellen Aufberei-

keine Angaben über persönliche und sachliche Verhältnisse.

Rechte der Betroffenen, Kontaktdaten der/des Datenschutzbeauftragten, 

Recht auf Beschwerde

 –
 –
 –
 –

der jeweils sie betreffenden personenbezogenen Angaben beantragen oder 

widersprechen.

Die Betroffenenrechte können gegenüber dem zuständigen Verant wortlichen 
geltend gemacht werden.

Fragen und Beschwerden über die Einhaltung datenschutzrechtlicher 
 Bestimmungen können jederzeit an die behördliche Datenschutzbeauftragte 
oder den  behördlichen Datenschutzbeauftragten des verantwortlichen statis-
tischen Amtes oder an die jeweils zuständige Datenschutzaufsichtsbehörde 

https://www.statistikportal.de/de/datenschutz.

Allgemeine rechtliche Hinweise

Erhebungseinheiten 

Die Erhebung der Personalstandstatistik bezieht sich auf folgende Erhebungs-
einheiten:

 –

 –

öffentlichen Verwaltung und bei denen die Mehrheit der Anteile einer Stelle 


